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Das Anlt der- o.ö. Landesregierung beehrt sich, zu dem mit der 

do. Note vom 22. Dezember 1989 versandten Gesetzentwurf wie 

folgt Stellung zu nehmen: 

Das vorliegende Gesetzesvorhaben jst auf einen Wunsch der 

Länder zurückzuführen und wird grundsätzlich begrüßt. Im he­

sonderen gilt dies für den Entfall der Bun(leskompetenz zur 

Grundsatzgesetzgebung in den Angelegenheiten der Bodenreform 

gemät1 Art. 12 Abs. 1 Z. 3 B-VG, da sich gezeigt hat, daß Be­

strebungen des Landesgesetzgebers, diesem Kompetenzregime 

unterliegende Ausführungsgesetze neuen Entwicklungen und Be­

dürfnissen anzupassen, zunehmend auf sachlich nur mehr 

schwer verständliche grundsatzgesetzliche Grenzen stoßen 

(z.B. im Bereich des Güter- und Seilwege-Grundsatzgesetzes 

1967). 
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Zu den einzelnen Bestimmungen wird folgendes bemerkt: 

Zu Art. I Z. 1: 

Es wird im Hinblick auf die beabsichtigte Zielsetzung für 

ausreichend erachtet, wenn der Text des Art. 10 Abs. Z. 6 

B-VG lediglich hinsichtlich des Kompetenztatbestandes 

·Zivilrechtswesen einschließlich Besct"lränkungen 

unterworfen;" geändert wird. Damit könnte vor allem ausge­

schlossen werden, daß allenfalls der Verfassungsgerichtshof 

aus der Tatsache der Neuerlassung von - zwar inhaltlich un­

verändert bleibenden - Bestimmungen bei deren künftiger In­

terpretation Schlußfolgerungen zieht, die nicht beabsichtigt 

sind (z.8. hinsichtlich der Abgrenzung Strafrechtswesen und 

Verwaltungsstrafrecht; vgl. VfGH-Erkenntnis vom 27. Septem­

ber 1989, G 6 u.a./89) 

Den Erläuterungen auf S. 6, wonach die Länder davon ausge­

hen, daß mit dem von Österreich angestrebten Beitritt zu den 

Europäischen Gemeinschaften die derzeit noch geltenden ver­

waltungsbehördlichen Beschränkungen des Grundstücksverkehrs 

für Ausländer ibL~_ß~g~~l~Dg_~~il~~lg~b~Dg_~iDQ~ß~D_~~Lg~D, 

kann in dieser Form nicht zugestinlntt wer"den. Dieser Satz muß 

entfallen. Abgesehen davon, daß die Ausländergrundverkehrs­

gesetze auch auf Ausländer aus Nicht-EG-Staaten anzuwenden 

sind, ist der IJmfang der allfälligen Einschränkungen durch 

einen EG-Beitritt auf den Seiten 6 und 7 der Erläuterungen 

ohnehin dargestellt. 

Zu Art. I Z. 2: 

Es muß zur Überlegung gestellt werden, den vollen 

Kompetenzübergang auf die Länder im besonderen Fall der An­

gelegenheiten der Bodenreform positiv zu normieren. Im Hin­

blick auf die gemäß Art. I Z. 4 ohnehin vorgesehene Sonder­

re gel u n g i nt Art. 1 5 B - V G wir dei n a 11 e n f a 11 s in der S y s t e m a­

tik des B-VG gelegenes diesbezügliches Hindernis nicht gese­

hen. Es wird bezweifelt, ob die Erläuterungen zur 

vorliegenden Novelle tatsächlich verfassungsrechtlich aus­

reichend klarstell~!n, daß - im Gegensatz zu anderen dem 
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Art. 15 Abs. B-VG zu subsumierenden Landeskompetenzen -

dem l.andesgesetzgeber hier ohne entsprechende Aussage im 

Text des B-VG auch tatsächlich unbestreitbar das Recht zu­

kommt, auch den Grundsatz der agrarbehördlichen Kompetenzen­

konzentration (in welchem Umfang?) zu normieren bzw. auf­

rechtzuerhalten. 

Zu Art. I Z. 4: 

Der Text des ersten Satzes sollte eine Interpretation, daß 

in jedem Land mehr als ein Senat eingerichtet werden und 

diesem mehr als ein Richter angehören muß, zweifelsfrei aus­

schließen. Es wird daher etwa folgende Formulierung ange-

regt: e n t s c h eid eta 1 s 0 b e r s tel n s t a n z i n j e d e nl L a nd 

ein Senat, dem zumindest ein Richter angehören muß und des-

sen 

Zur Klarstellung sollte der zweite Ratz lauten: 

• Das Ver f a t"1 ren !!D.fL!Ji~_Qr:.9.2.!li2.2.1iQrLQ~r:._§.Q!:lQr:.Qg!l i n den An -

gelegenheiten der Bodenreform wird durch Landesgesetz gere­

ge 1 t. . 

25 Mehrabdrucke dieser Rtellungnahnle werden u.e. dem Präsi­

dium des Nationalrates übermittelt. 

Für dje 0.6. Landesregierung: 

D r. E. Pes end 0 r f e r 

Landesamtsdirektor 

b. w. 
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Amt der o.ö. Lanaesregierung 

Verf(Präsl - 300409/8 - Li Linz, arfl 16. Februar 1990 

a) Allen 
oberösterreichischen Abgeordneten zunt 
Nationalrat und zum Bundesrat 

b)~ das 
~ ;~äsidium des Nationalr'ates 

1017 Wie n Dr. Karl Renner-Ring 3 

c) An alle 
Ämter der Landesregierungen 

d) An die 
Verbindungsstelle der Bundesländer 
beim Amt der NÖ. l.andesregierung 
1014 Wie n Schenkenstraße 4 

zur gefälligen Kenntnis. 

Ffir die 0.6. Landesregierung: 

Dr. E. Pes end 0 r f e r 

landesamtsdirektor 

DVR.0069?64 

(25-fach) 
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